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Beschlussvorlage 
PA/027/2023 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Personal- und Organisationsausschuss 14.03.2023 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Einführung des Deutschlandtickets sowie Gewährung eines Zuschusses für städtische 
Mitarbeitende 
 
Anlagen: 

Gutachten des Personalamts vom 23.02.2023 
Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 06.02.2023 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Die Stadt Nürnberg fördert die Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel durch die eigenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ziel war und ist es, durch die Verringerung des motorisierten 
Individualverkehrs einen Beitrag zum Umweltschutz zu leisten und gleichzeitig den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein attraktives Mobilitätsangebot zu machen.  
 
Das Deutschlandticket folgt auf das Neun-Euro-Ticket, das auf Initiative der Bundesregierung in 
den Sommermonaten 2022 angeboten und 52 Millionen Mal verkauft wurde. Es soll zum 1. Mai 
2023 eingeführt werden und monatlich zunächst 49 Euro kosten. Am 27. Januar 2023 haben sich 
die Verkehrsministerinnen und -minister von Bund und Ländern darauf geeinigt das 
Deutschlandticket im Rahmen eines Jobticketangebots auch Unternehmen bereitzustellen. Bei 
einem Arbeitgeberzuschuss von mindestens 25 Prozent auf den Ausgabepreis sollen weitere 5 
Prozent Übergangsabschlag auf den Ausgabepreis gewährt werden. 
 
Der Zuschuss der Stadt Nürnberg soll wie in der Entscheidungsvorlage dargestellt ausgestaltet 
werden. 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Die finanziellen Auswirkungen auf den städtischen Haushalt lassen sich aufgrund einer 
eventuellen Nachfragesteigerung aktuell nur abschätzen. 

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
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 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Siehe Erläuterung in der Entscheidungsvorlage.  
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4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   GPR 

   VAG 
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Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Mit Einführung des Deutschlandtickets erhalten Mitarbeitende einen Zuschuss im Umfang 45 
% auf den Preis des Deutschlandtickets, derzeit in Höhe von 22,05 Euro.  

 

2. Abweichend von Nr. 1 erhalten Auszubildende, Anwärterinnen und Anwärter sowie 
Praktikantinnen und Praktikanten bis zur angekündigten Einführung des 29-Euro-Tickets 
einen Zuschuss in Höhe von 66 % des jeweils aktuellen Monatspreises des FirmenAbo in der 
Preisstufe A i. H. v. 38,07 Euro. 

 

3. Auszubildende, Anwärterinnen und Anwärter sowie Praktikantinnen und Praktikanten erhalten 
für das zukünftige 29-Euro-Ticket einen Zuschuss in der Betragshöhe, in denen Mitarbeitende 
einen Zuschuss auf den Preis des Deutschlandtickets i. H. v. derzeit 22,05 Euro erhalten.  

 
4. Anpassungen, die aufgrund neuer, bisher nicht bekannter Regelungen oder aus technischen 

Gründen notwendig werden, können von der Verwaltung im vorgelegten Rahmen umgesetzt 
werden. Die Verwaltung berichtet nach Einführung des Deutschlandtickets über die 
Umsetzung bei der Stadt Nürnberg. 
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